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Bonn, den 15. Januar 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Petition der Frau Otti Foss in Brebach-Fechingen vom 
16. Februar 1961 - 22-3 - 761-18 730 - Währungsrecht 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 22. August 1961 
— Drucksache 2978 der 3. Wahlperiode lfd. Nr. 336 — 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
dem Bundesminister der Finanzen berichte ich wie folgt; 

Nach den Feststellungen des saarländischen Ministers für Wirt- 
schaft, Verkehr und Landwirtschaft ist mit etwa fünfzig Renten- 
fällen zu rechnen, in denen die Versicherungssummen für die 
Zahlung der auf Grund der saarländischen Verordnungen vom 
7. März 1951 und vom 22. Februar 1952 erhöhten Rentenleistun- 
gen durch die Haftpflichtversicherer nicht ausreichen. In einigen 
dieser Fälle haben die Versicherungsunternehmen die Leistun- 
gen nach Erschöpfung der Versicherungssumme bereits einge- 
stellt mit der Folge, daß die Haftpflichtansprüche gegen die Ver- 
sicherten erneut gerichtlich geltend gemacht worden sind; in 
anderen Fällen ist mit der Erschöpfung der Versicherungssum- 
me in den nächsten Jahren zu rechnen. Zum Ausgleich der von 
den Versicherungsunternehmen im Saarland bereits erbrachten 
Mehrleistungen und zur Auffüllung der Deckungsrücklagen ist 
unter Berücksichtigung der vom Saarland bis 1955 bereits er- 
statteten Beträge noch ein Betrag von etwa 588 200 DM erfor- 
derlich. 

Die beteiligten Bundesressorts sind in Übereinstimmung mit 
den Vertretern des Saarlandes der Auffassung, daß das Problem 
im Hinblick auf seinen geringen sachlichen und finanziellen 
Umfang nach Möglichkeit ohne Inanspruchnahme des Gesetzge- 
bers gelöst werden sollte. Der Bundesminister der Finanzen ist 
demgemäß mit dem saarländischen Minister für Wirtschaft, Ver- 
kehr und Landwirtschaft in unmittelbare Verhandlungen darü- 
ber eingetreten, inwieweit, in welcher Weise und in welchem 
Verhältnis der Bund und das Saarland die erforderlichen Mittel 
aufbringen können. Den Versicherungsunternehmen im Saar- 
land sollen die zur Deckung der Haftpflichtverbindlichkeiten 
notwendigen Beträge gegen Abgabe einer geschäftsplanmäßi- 
gen Erklärung zur Verfügung gestellt werden, daß sie bereit 
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sind, ihre Rentenverpflichtungen aus Haftpflichtversicherungs- 
verträgen den Versicherungsnehmern und den Geschädigten 
gegenüber in dem Umfang zu erfüllen, der sich aus der saar- 
ländischen Gesetzgebung der Jahre 1951 und 1952 ergibt. Die 
Verhandlungen sind noch nicht abgeschlossen, jedoch kann mit 
ihrem Abschluß in absehbarer Zeit gerechnet werden. 

In Vertretung 

Strauß 


2 



